Sehr geehrte KollegInnen der AG § 78, sehr geehrte VertreterInnen des
PAKJ und weitere eventuell Mitlesende,

haben Sie vielen Dank für die Übermittlung Ihrer Stellungnahme.

Weiter ohne Lyrik:

1. Wenn auch Sie, wie in Ihrer Stellungnahme zum Ausdruck gebracht,
ausdrücklich an einer Diskussion der Angebotsstruktur interessiert sind
und dem vom KJHA beschlossenen Verfahren dazu widersprechen, wäre ein
entsprechender partizipativerer Gegenvorschlag hilfreich. Ich bin dafür
offen wie ein Scheunentor. Auf dem letzten und vorletzten KJHA wurden
leider keine Alternativvorschlage oder auch nur Ideen geäußert. Außer
von Kai kamen auch keine kritischen Bemerkungen. Das hatte mich zwar
auch sehr erstaunt, war aber so. Das ist insofern misslich, als Sie alle
ja den Zeitrahmen, der für eine Annäherung an Entscheidungen zur
Verfügung steht, kennen.

2. Wenn die, darauf will ich beiläufig kurz hinweisen, fast einstimmige
demokratische Beschlusslage, die für mich als Ausschussvorsitzenden
bindend ist und für alle anderen Mitglieder auch sein sollte, allerdings
auf Ihre Verweigerung trifft, macht es keinen Sinn daran festzuhalten,
dann würde es zur Farce. Der nächste reguläre KJHA Termin ist erst im
September. Das ist für eine Neukonzipierung zu spät. Dann sollten wir
vielleicht kurzfristig eine Sondersitzung beantragen,  aber keine Ahnung
wer jetzt noch könnte.

3. Wenn es keinen Alternativvorschlag gibt, kann natürlich auf das
altbewährte Verfahren im UA Planung und Haushalt zurückgegriffen werden,
inclusive der Besuche der KJHA Mitglieder in den Einrichtungen. Ich weiß
nur nicht, ob das partizipativer ist und ob Sie der Auffassung sind, mit
Checklisten durch den Bezirk "tigernde" KJHA-Mitglieder, die einmal alle
2 Jahre hereinschneien, würden zu fundierteren Ergebnissen kommen als
die beschlossene Projektgruppe.

4. Dann gäbe es natürlich die Variante, daß das PAKJ einen Vorschlag für
eine Anpassung der Angebotsstruktur aus sich heraus macht, mit dem der
KJHA und seine Unterausschüsse sich dann befassten.
Wir(der KJHA) müssten dann einen getrennt erarbeiteten Vorschlag der
Verwaltung und einen PAKJ-Vorschlag diskutieren, die irgendwie
mindestens systematisch abgleichen und daraus eine Entscheiduung
generieren.


5. erschließt sich mir nicht, wie sie überhaupt darauf kommen, bzw. aus
welchen Informationen sie entnehmen, der ganz Vorgang bereite eine
Kürzungsorgie vor. Misstrauen ist ja immer richtig, nur worauf konkret
begründet es sich in diesem Fall? Ich würde mich garnicht daran
beteiligt haben, wenn dies die verdeckte Absicht wäre, denn dann wäre
der ganze Vorgang eine riesige Verschaukelung. Nebenher qualifiziert
diese Einschätzung unbeabsichtigt, aber in der Logik dann doch, alle die
sich nicht verweigern zu wahlweise Marionetten oder StrippenzieherInnen.
Die im HH-Planentwurf vorgeschlagenen Kürzungen( ich sende das im Anhang
mit: S. 6 Kürzungsvorschläge;  S.12  Zuschüsse freie Jugendarbeit: alles
bleibt wie es ist), sind die Vorschläge der Verwaltung in Umsetzung des
Eckwertebeschlusses des BA. Es ist nicht Aufgabe der Projektgruppe, auf
ein Ergebnis hinzuarbeiten, daß diesen Vorschlag punktgenau abbildet.
Wozu haben wir sonst die ganzen Monate vorher eigentlich an der
Bestandsaufnahme gearbeitet ? Es soll lediglich geschaut werden, ob die
Ressourcen besser und bedarfsgerechter eingesetzt werden können und ob
über Kooperationen mit anderen im Gemeinwesen Tätigen Verbesserungen in
der Angebotstruktur erreicht werden können - Ausgang offen.
Am Ende werden die besseren Argumente entscheiden. Jedenfalls wäre das
nach meinem derzeitigen Verständnis eher in dem vorgeschlagenen Setting
möglich, als in dem Altbekannten. Natürlich wird die Verwaltung
versuchen müssen, ihre in Umsetzung des Eckwertebeschlusses
vorgeschlagenen Kürzungen sachlich so zu untersetzen, daß Projektgruppe,
Lenkungsgruppe und zuletzt der KJHA dem folgen wollen. Aber warum wollen
Sie nicht Ihrerseits auf die Kraft ihrer Argumente und unserer
gemeinsamen Vorarbeit vertrauen in diesem Prozess ?
Wir haben in den letzten Monaten ein Werk erarbeitet, daß uns auf
gleiche Augenhöhe mit dem Amt bringt, was Zahlen und Fakten angeht. Das
hatten wir so noch nie. Aktuelle sozialräumliche Bedarfe kommen darin
nicht vor, die müssen wir diskutieren. Darum ginge es jetzt. Vielleicht
kommen wir einvernehmlich beim Amtsvorschlag an, vielleicht auch ganz
woanders. Am Ende entscheidet leider der Haushaltsausschuss und die BVV.
Was immer wir aber auf welchem Wege erarbeiten, sollte Ergebnis eines
transparenten, strukturierten und fachlich sauberen Prozesses sein, wenn
wir wollen, das der Haushaltsausschuss unserem Vorschlag folgt. Je mehr
unser Vorschlag von den haushälterischen Vorgaben abweichen sollte,
desto überzeugender müsste er sein, um überhaupt Gehör zu finden.

Letztlich: Wie auch immer Sie die gegenwärtige Lage einschätzen, welche
Strategie Sie auch immer wählen. Es gibt einen gültigen Beschluss.
Arbeiten Sie nicht mit, kann er so nicht umgesetzt werden. Ich werde
jedenfalls nicht versuchen, ihn durchzudrücken. Dann muss er durch einen
anderen Beschluss aufgehoben werden. Ende des Jahres muss es eine
belastbare Grundlage für Strukturentscheidungen und Förderempfehlungen
geben, damit Strukturentscheidungen haushaltswirksam werden und
Förderbescheide ausgereicht werden können.

Ich bin noch bis 28.7. im Lande und dann bis 15.8. weg. Davor und danach
stehe ich für jeden produktiven Austausch zur Verfügung per KJHA oder
einzeln, ad libitum.


Beste Grüße
Sören Benn

